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IM FOKUS

KOPFTUCHDEBATTE AN ZÜRCHER SCHULEN:

VERBOT ODER GIBT ES EINEN ANDEREN WEG?

Die Kopftuchdebatte ist im Kanton Zürich erneut auf der politischen Agenda. Dabei geht es längst nicht
nur um ein religiöses Kleidungsstück. Im Zentrum stehen Fragen nach der religiösen Neutralität des
Staates, der Religionsfreiheit, dem Schutz von Kindern, der Verantwortung der Familien und dem
Zusammenleben unterschiedlicher Überzeugungen und Lebensweisen.
Text: Redaktion Limmattal Post

Die Schule ist einer der
Orte, an denen dieses Zu‐
sammenleben bereits in
jungen Jahren erfahren
wird.

Gerade deshalb lässt sich
die Kopftuchfrage kaum auf
die Alternative «verbieten
oder erlauben» reduzieren.

Was soll eine Schule tun,
wenn ein Mädchen tat‐
sächlich von seiner Familie
oder seinem Umfeld zum
Tragen eines Kopftuchs ge‐
drängt wird? Wo liegen die
Grenzen staatlicher Inter‐
vention, wenn ein Mädchen
die Kopfbedeckung aus ei‐
gener Überzeugung trägt?
Wie ist die Situation von
Lehrerinnen zu beurteilen?
Und bedeutet die religiöse
Neutralität einer öffentli‐
chen Schule, dass religiöse
Identität möglichst un‐
sichtbar bleiben muss?

Die Limmattal Post hat
diese Fragen aus verschie‐
denen Perspektiven be‐
leuchtet und dazu eine
Fachperson sowie zwei In‐
stitutionen mit unter‐
schiedlichem fachlichem
und gesellschaftlichem
Hintergrund um Stellung‐
nahmen gebeten.

Unser Ziel ist nicht, unse‐
ren Leserinnen und Lesern
die Antwort vorzugeben.
Wir möchten die verschie‐
denen Aspekte der Debatte

sichtbar machen und zei‐
gen, welche Lösungsan‐
sätze vorgeschlagen
werden.

DIE ENTSCHEIDUNG, DIE
DIE DEBATTE NEU

ENTFACHT HAT
Am 31. August 2026 nahm
der Zürcher Kantonsrat die
Motion «Keine Unterdrü‐
ckung von Frauen und
Mädchen an Zürcher Schu‐
len und Kindergärten» mit
87 Ja- gegen 82 Nein-Stim‐
men bei 6 Enthaltungen an.

Die Motion verlangt eine
gesetzliche Grundlage, die
das Tragen von Kleidungs‐
stücken, die den Kopf von
Frauen und Mädchen aus
religiösen oder weltan‐
schaulichen Gründen be‐
decken, an sämtlichen öf‐
fentlich-rechtlichen Schu‐
len und Kindergärten
grundsätzlich untersagt.

Der Entscheid bedeutet
allerdings nicht, dass im
Kanton Zürich bereits ein
entsprechendes Verbot in
Kraft ist. Der Regierungsrat
muss nun eine Vorlage mit
Bericht und Antrag ausar‐
beiten und dem Kantonsrat
innerhalb von zwei Jahren
vorlegen.

Befürworter der Motion
argumentieren insbeson‐
dere mit der Gleichstellung
von Frau und Mann, der
freien Entwicklung von

Kindern und der Neutrali‐
tät der Schule. Gegner ver‐
weisen unter anderem auf
die Religionsfreiheit, die
Verhältnismässigkeit staat‐
licher Eingriffe und die
möglichen Folgen eines all‐
gemeinen Verbots.

Die Limmattal Post wollte
deshalb über die parteipoli‐
tische Auseinandersetzung
hinausgehen und eine wei‐
tere Frage stellen: Wie kön‐
nen Kinder geschützt wer‐
den, wenn tatsächlich
Druck ausgeübt wird? Und
welche Möglichkeiten gibt
es neben einem allgemei‐
nen Verbot?

GENTI KRUJA: WAS

BEDEUTET

NEUTRALITÄT?

Assoz. Prof. Dr. Genti Kruja
versteht die Neutralität ei‐
ner öffentlichen Schule
nicht als Verdrängung von
Religion aus dem öffentli‐
chen Raum.

Neutralität bedeute, dass
eine öffentliche Schule we‐
der eine Religion oder
Weltanschauung bevorzuge
noch jemanden deswegen
benachteilige. Sie dürfe
nicht mit dem Ausschluss
von Religion oder der Un‐
sichtbarmachung religiöser
Menschen im öffentlichen
Raum gleichgesetzt
werden.

«Kinder müssen vor
jeder Form von Zwang
geschützt werden –
sowohl vor dem Druck,
eine religiöse Praxis zu
befolgen, als auch vor
dem Druck, darauf zu
verzichten.»

Bei Lehrpersonen sieht
Kruja eine besondere be‐
rufliche Verantwortung,
weil sie im Unterricht Au‐
torität ausüben. Sie dürften
weder missionieren noch
Druck auf Schülerinnen
und Schüler ausüben. Das
Tragen einer religiös be‐
gründeten Kopfbedeckung
allein sei jedoch noch kein
Beleg dafür, dass eine Lehr‐
person religiösen Einfluss
auf Schülerinnen und
Schüler ausübe.

Beim Schutz von Kindern
betont Kruja zwei Seiten
derselben Freiheit.

Assoz. Prof. Dr. Genti Kruja

Präsident von Religions for Peace

Europe. Wissenschaftler und Experte

im Bereich des interreligiösen Dialogs

sowie der Religions- und

Weltanschauungsfreiheit. Foto: zvg
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Kinder müssten sowohl
davor geschützt werden, zu
einer religiösen Praxis ge‐
drängt zu werden, als auch
davor, zum Verzicht auf
eine solche Praxis gezwun‐
gen zu werden.

Gibt es konkrete Hin‐
weise auf Druck oder
Zwang, sollen nach seiner
Auffassung die entspre‐
chenden Kindesschutzme‐
chanismen greifen. Ein all‐
gemeines Verbot könne da‐
gegen ein Kind isolieren
und dessen Recht auf Bil‐
dung einschränken.

Kruja schlägt zudem vor,
vor weitreichenden Ent‐
scheidungen Lehrperso‐
nen, Schülerinnen und
Schüler, Eltern, religiöse
und nichtreligiöse Gemein‐
schaften sowie Fachleute
für Kinderrechte und Reli‐
gions- oder Weltanschau‐
ungsfreiheit einzubeziehen.

DAS ANGEBOT

Religions for Peace Europe

befürwortet und unterstützt

die Gründung eines

Interreligiösen Rates in der

Schweiz. Sollten Schweizer

Religionsverantwortliche oder

Religionsgemeinschaften an

einer solchen Initiative

interessiert sein, wäre die

Organisation nach Angaben

von Kruja bereit, sie bei der

Gründung eines dem

Netzwerk angeschlossenen

nationalen Gremiums,

Religions for Peace

Switzerland, zu unterstützen.

VIOZ: IST DAS

KOPFTUCH ALLEIN

EIN BELEG FÜR

ZWANG?

Nach Auffassung der VIOZ
muss ein solcher Fall ernst
genommen werden.

Die Schule soll hin‐
schauen und das Gespräch
mit dem betroffenen Mäd‐

chen suchen. Bei Bedarf
sollen die Schulsozialarbeit
oder weitere Fachstellen
einbezogen werden. Be‐
stehen Hinweise auf eine
Kindeswohlgefährdung,
müssen nach Auffassung
der VIOZ auch die zustän‐
digen Kindesschutzbehör‐
den eingeschaltet werden.

Muris Begovic

Präsident der Vereinigung der

Islamischen Organisationen in Zürich

(VIOZ). Die hier wiedergegebene

Stellungnahme wurde im Namen der

VIOZ von deren Geschäftsstelle

verfasst. Foto: zvg

«Ein Kleidungsstück
sagt zunächst nichts
darüber aus, ob die
Entscheidung freiwillig
getroffen wurde oder ob
dahinter familiäre
Konflikte stehen.»

Das Kopftuch allein sei
jedoch kein Beweis dafür,
dass ein Mädchen unter
Zwang stehe.

Ob eine Entscheidung
freiwillig getroffen wurde
oder ob dahinter familiärer
oder sozialer Druck steht,
lasse sich nicht allein an ei‐
nem Kleidungsstück erken‐
nen. Dafür brauche es
Fachpersonen, die im Um‐
gang mit Kindern und Ju‐
gendlichen geschult seien,
sowie ein vertrauensvolles
Gespräch mit dem betrof‐
fenen Mädchen.

Statt eines allgemeinen
Verbots plädiert die VIOZ
dafür, Präventions-, Bera‐
tungs- und Unterstüt‐
zungsangebote an Schulen

zu stärken. Dazu gehören
gut ausgebildete Lehrper‐
sonen und Schulsozialar‐
beitende, niederschwellige
und vertrauliche Bera‐
tungsangebote sowie klare
Abläufe für Situationen, in
denen eine Kindeswohlge‐
fährdung vermutet wird.

ZÜRCHER FORUM

DER RELIGIONEN:

ZUHÖREN UND

DIALOG STATT

SCHWARZ-WEISS

Das Zürcher Forum der Re‐
ligionen (ZFR) betrachtet
die Debatte insbesondere
aus der Perspektive des in‐
terreligiösen
Zusammenlebens.

Zürcher Forum der Religionen

(ZFR)

Das Forum bringt seit 1997

Religionsgemeinschaften und

Behörden im Kanton Zürich an einen

Tisch. Präsident ist Prof. Dr. Christoph

Sigrist. Die hier wiedergegebene

Stellungnahme ist ein gemeinsam

von den Delegierten des ZFR

verabschiedeter Text.

Religion sei im Alltag be‐
reits sichtbar. Religiöse
Neutralität an Schulen be‐
deute deshalb nach Auffas‐
sung des ZFR nicht, Reli‐
gion zu verschweigen. Viel‐
mehr gehe es darum, un‐
terschiedliche religiöse Le‐
bensweisen, Traditionen
und Kulturen miteinander
ins Gespräch zu bringen.

«Verbote sollten das
letzte und nicht das
erste Mittel sein.»

Das Forum betont zudem,
dass das Kopftuch nicht für
jede Frau und jedes Mäd‐
chen dieselbe Bedeutung
habe. Was es aussage,
könne nicht allgemein von

Politik oder Medien festge‐
legt werden. Insbesondere
muslimische Frauen und
Mädchen müssten selbst
gehört werden.

Im Mittelpunkt des Lö‐
sungsansatzes des ZFR
steht deshalb der Dialog.

Menschen, über deren
religiöse Praxis gesprochen
wird, sollten selbst zu Wort
kommen. Unterschiedliche
Perspektiven sollten ohne
Vorurteile angehört und
religiöse Fragen nicht in
Schwarz-Weiss-Katego‐
rien, sondern im interreli‐
giösen Dialog und in der
Begegnung auf Augenhöhe
besprochen werden.

Zudem müsse der kon‐
krete Zusammenhang be‐
rücksichtigt werden. Das
freiwillige Tragen eines
Kopftuchs in Zürich sei
nicht mit staatlich erzwun‐
gener Kleidung wie etwa im
Iran gleichzusetzen.

Die Schule sei ein wichti‐
ger Ort, an dem Kinder und
Jugendliche lernen, einan‐
der mit unterschiedlichen
Religionen und Lebenswei‐
sen zu begegnen und Un‐
terschiede auszuhalten.
Das sei manchmal an‐
spruchsvoll, gehöre aber zu
einer liberalen Gesellschaft.

WIE GEHT ES WEITER?
Mit dem Entscheid des
Kantonsrats ist die Debatte
nicht abgeschlossen. Nun
ist der Regierungsrat am
Zug. Die Schweiz hat eine
lange Tradition, gesell‐
schaftliche Streitfragen im
Dialog und auf demokrati‐
schem Weg zu lösen. Diese
Tradition wird sich auch in
dieser Frage bewähren
müssen. Die Limmattal Post
verfolgt die weitere
Entwicklung. ■



